
Tenor 

Eine Regelung eines Mitgliedstaats wie die im Ausgangsverfahren in 
Rede stehende, wonach bei der Berechnung der Erbschaftsteuer die 
Anwendung bestimmter Steuervergünstigungen auf einen Nachlass in 
Form der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem 
Drittstaat ausgeschlossen ist, während diese Vergünstigungen beim 
Erwerb einer solchen Beteiligung von Todes wegen gewährt werden, 
wenn sich der Sitz der Gesellschaft in einem Mitgliedstaat befindet, 
berührt vorwiegend die Ausübung der Niederlassungsfreiheit im Sinne 
der Art. 49 ff. AEUV, sofern die genannte Beteiligung es ihrem 
Inhaber ermöglicht, einen sicheren Einfluss auf die Entscheidungen 
der betreffenden Gesellschaft auszuüben und deren Tätigkeiten zu be­
stimmen. Diese Artikel sind nicht auf einen Sachverhalt anwendbar, 
der die Beteiligung an einer Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat 
betrifft. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 9.4.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 19. Juli 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus 

— Finnland) — Beschwerdeverfahren der A Oy 

(Rechtssache C-33/11) ( 1 ) 

(Sechste Richtlinie — Befreiungen — Art. 15 Nr. 6 — Be­
freiung der Lieferungen von Luftfahrzeugen, die von Luft­
fahrtgesellschaften verwendet werden, die hauptsächlich im 
entgeltlichen internationalen Verkehr tätig sind — Lieferung 
von Luftfahrzeugen an einen Wirtschaftsteilnehmer, der diese 
einer solchen Gesellschaft zur Verfügung stellt — Begriff 

„entgeltlicher internationaler Verkehr“ — Charterflüge) 

(2012/C 295/10) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Vorlegendes Gericht 

Korkein hallinto-oikeus 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

A Oy 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Korkein hallinto-oikeus — Aus­
legung von Art. 15 Nr. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Befreiung bestimm­
ter Umsätze, die sich auf Luftfahrzeuge beziehen, die von Luft­
fahrtgesellschaften verwendet werden, die hauptsächlich im ent­
geltlichen internationalen Verkehr tätig sind — Erstreckung auf 
Umsätze von Gesellschaften, die hauptsächlich im internationa­
len Charterflugverkehr tätig sind, um den Bedarf von Unterneh­
men und Privatpersonen zu decken — Lieferung von Luftfahr­
zeugen an Wirtschaftsteilnehmer, die nicht selbst im entgeltli­
chen internationalen Verkehr tätig sind, aber das Luftfahrzeug 
einem in diesem Bereich tätigen Wirtschaftsteilnehmer zur 
Nutzung überlassen 

Tenor 

1. Der Begriff „entgeltlicher internationaler Verkehr“ im Sinne von 
Art. 15 Nr. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage in der durch die Richtlinie 92/111/EWG des Rates 
vom 14. Dezember 1992 geänderten Fassung ist dahin auszule­
gen, dass er auch internationale Charterflüge zur Befriedigung der 
Nachfrage von Unternehmen oder Privatpersonen einschließt. 

2. Art. 15 Nr. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die 
Richtlinie 92/111 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass 
die dort vorgesehene Befreiung auch für die Lieferung eines Luft­
fahrzeugs an einen Wirtschaftsteilnehmer gilt, der selbst nicht zu 
den „Luftfahrtgesellschaften …, die hauptsächlich im entgeltlichen 
internationalen Verkehr tätig sind“, im Sinne dieser Vorschrift 
gehört, sondern das betreffende Luftfahrzeug zum Zweck der aus­
schließlichen Nutzung durch eine solche Gesellschaft erwirbt. 

3. Die vom vorlegenden Gericht genannten Umstände — die Tatsa­
che, dass der Erwerber des Luftfahrzeugs die Kosten für dessen 
Benutzung auf eine Privatperson abwälzt, die sein Anteilseigner 
ist und die dieses Luftfahrzeug hauptsächlich für ihre eigenen 
geschäftlichen und/oder privaten Zwecke nutzt, wobei die Luft­
fahrtgesellschaft auch die Möglichkeit hat, es für andere Flüge 
einzusetzen — sind nicht geeignet, die Antwort auf die zweite 
Frage zu ändern. 

( 1 ) ABl. C 89 vom 19.3.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 19. Juli 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
— Deutschland) — Finanzamt Frankfurt am Main 

V-Höchst/Deutsche Bank AG 

(Rechtssache C-44/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 2006/112/EG — Art. 56 Abs. 1 Buchst. e — 
Art. 135 Abs. 1 Buchst. f und g — Befreiung von 
Umsätzen der Vermögensverwaltung mit Wertpapieren 

(Portfolioverwaltung)) 

(2012/C 295/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Finanzamt Frankfurt am Main V-Höchst 

Beklagte: Deutsche Bank AG
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